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Antrag 

der Abgeordneten Angelika Weikert, Doris 
Rauscher, Ilona Deckwerth, Hans-Ulrich Pfaff-
mann, Susann Biedefeld, Martina Fehlner, Klaus 
Adelt SPD 

Gut leben in der Stadt X  
Einsatz gegen Langzeitarbeitslosigkeit verstärken! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, ihren Einsatz 
für die Arbeitsmarktintegration langzeitarbeitsloser 
Menschen in Bayern deutlich zu erhöhen und somit 
die bayerischen Großstädte zu entlasten. 

Dazu ergreift die Staatsregierung insbesondere fol-
gende Maßnahmen: 

1. Die Staatsregierung berücksichtigt Langzeitar-
beitslose stärker bei Stellenbesetzungen des Frei-
staates Bayerns. 

2. Der Freistaat stellt in seiner Funktion als Arbeit-
geber Programmplätze für die Bundesprogramme 
zur Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit zur 
Verfügung und setzt sich bei seinen Beteiligungs-
gesellschaften dafür ein, dies ebenfalls zu tun. 

3. Die Staatsregierung schließt ein Bündnis mit Ver-
tretern der Wirtschaft, der Kommunen, der Ar-
beitsverwaltung, der Gewerkschaften, der Wohl-
fahrtspflege und der Beschäftigungsträger mit der 
Zielsetzung, einen auf Selbstverpflichtung basie-
renden Pakt mit konkreten Handlungsaufträgen 
für die einzelnen Bündnispartner vorzulegen. 

4. Die Staatsregierung schafft Rahmenbedingungen, 
die stabilisierend auf die Arbeitsmarktintegration 
Langzeitarbeitsloser wirken. Insbesondere ergreift 
sie Maßnahmen zur besseren Vereinbarkeit von 
Familie und Berufsleben (z.B. Verbesserung der 
Kinderbetreuungs- und Pflegeinfrastruktur). 

 

 

Begründung: 

Die Achillesferse der Arbeitsmärkte in den größten 
bayerischen Städten ist und bleibt die Langzeitarbeits-
losigkeit. Zwar konnte in den vergangenen Monaten 
ein Rückgang erzielt werden, jedoch ist die Zahl der 
Langzeitarbeitslosen nach wie vor auf erschreckend 

hohem Niveau. Zudem ist eine Verfestigung festzu-
stellen. So lebten Ende Januar 2017 in München 
10.192 Langzeitarbeitslose – was einem Anteil von 
26,2 Prozent an allen Münchner Arbeitslosen ent-
sprach. In Nürnberg waren es 5.561 (29,2 Prozent) 
und in Augsburg 2.403 (25,8 Prozent). Zum Vergleich: 
Bayernweit gab es zu diesem Zeitpunkt 59.448 Lang-
zeitarbeitslose (21,5 Prozent aller Arbeitslosen). 

Wer über einen längeren Zeitraum keine Arbeit findet, 
ist häufig in höherem Maße armutsgefährdet und läuft 
Gefahr, gesellschaftlich abgehängt zu werden. Letzte-
res wird den Betroffenen gerade in der Stadt subjektiv 
besonders deutlich, zum Beispiel weil das (häufig 
kostenpflichtige) Kultur-, Bildungs-, Freizeit und Gast-
ronomieangebot wesentlich ausgeprägter ist als auf 
dem Land, also theoretisch, aber eben aufgrund der 
eigenen wirtschaftlichen Situation keine tatsächlichen 
gesellschaftlichen Teilhabemöglichkeiten bestehen. 

Die wirksame Bekämpfung der Langzeitarbeitslosig-
keit ist deshalb dringend geboten. 

Zu 1. und 2.: 

Die Bundesregierung hat zur Bekämpfung der Lang-
zeitarbeitslosigkeit unter anderem das „ESF*

1
-

Bundesprogramm zur Eingliederung langzeitarbeitslo-
ser Leistungsberechtigter nach dem Zweiten Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB II) auf dem allgemeinen Ar-
beitsmarkt“ aufgelegt. Durch die Beteiligung an die-
sem Programm können Arbeitgeber einen konkreten 
und nachhaltigen Beitrag zum Abbau der Langzeitar-
beitslosigkeit leisten, indem sie Menschen mit Vermitt-
lungshemmnissen eine Perspektive geben. Der Frei-
staat Bayern ist gefordert, sich als öffentlicher Arbeit-
geber stärker zu engagieren und andere Arbeitgeber 
ebenfalls zur Berücksichtigung von Langzeitarbeitslo-
sen bei Stellenbesetzungen sowie zur Teilnahme an 
den entsprechenden Programmen des Bundes zu 
motivieren. 

Zu 3.: 

Die Reduzierung der Langzeitarbeitslosigkeit kann nur 
durch ein konzertiertes Vorgehen aller für die Ar-
beitsmarktintegration von Langzeitarbeitslosen rele-
vanten Akteure gelingen. In Mittelfranken wurde daher 
im Jahr 2014 der Runde Tisch Langzeitarbeitslosigkeit 
etabliert. Die Staatsregierung ist aufgefordert, ein 
derartiges Netzwerk auch auf gesamtbayerischer 
Ebene einzurichten. Wie in der „Allianz für starke Be-
rufsbildung in Bayern“ für den Bereich Jugendarbeits-
losigkeit, sollen gemeinsame Zielsetzungen und ge-
genseitige Handlungsverpflichtungen formuliert wer-
den. 

                                                           

*
1
ESF= Europäischer Sozialfonds 
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Zu 4.: 

Nicht zuletzt durch die beiden mittlerweile als Rege-
linstrumente ins SGB II übernommenen Modellpro-
jekte Perspektiven für Familien in Nürnberg und 
TANDEM in Fürth wurde deutlich, dass bei den 
Themen Langzeitarbeitslosigkeit und längerfristiger 
Leistungsbezug die ganze Familie mitberücksichtigt 
werden muss. So stellt auch das Institut für Arbeits-
markt- und Berufsforschung der Bundesagentur für 
Arbeit in ihrem Bericht „Langzeitleistungsbezug und 

-arbeitslosigkeit: Struktur, Entwicklung und Wirkung 
arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen“ fest: Eine insti-
tutionell flankierte Verbesserung der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf ist ein zentraler Ansatzpunkt, 
um das Erwerbstätigkeitspotenzial in Familien zu 
erhöhen. Die Staatsregierung ist daher aufgefordert, 
durch einen bedarfsgerechten Ausbau der Kinderbe-
treuungs- und der Pflegeinfrastruktur einen wirksa-
men Beitrag zur besseren Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie zu leisten. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und 
Integration 

Antrag der Abgeordneten Angelika Weikert, Doris Rauscher, 
Ilona Deckwerth u.a. SPD 
Drs. 17/16638 

Gut leben in der Stadt X  
Einsatz gegen Langzeitarbeitslosigkeit verstärken! 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Angelika Weikert 
Mitberichterstatterin: Judith Gerlach 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Arbeit und Soziales, Ju-
gend, Familie und Integration federführend zugewiesen. Der 
Ausschuss für Fragen des öffentlichen Dienstes hat den An-
trag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 66. Sit-
zung am 11. Mai 2017 beraten und mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Fragen des öffentlichen Dienstes hat den 
Antrag in seiner 59. Sitzung am 20. Juni 2017 mitberaten und 
mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Joachim Unterländer 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Angelika Weikert, Doris Rauscher, Ilona 
Deckwerth, Hans-Ulrich Pfaffmann, Susann Biedefeld, Martina 
Fehlner, Klaus Adelt SPD 

Drs. 17/16638, 17/17275 

Gut leben in der Stadt X  
Einsatz gegen Langzeitarbeitslosigkeit verstärken! 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 2 auf:

Abstimmung

über eine Verfassungsstreitigkeit und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Von der Abstimmung ausgenommen ist zum einen die Nummer 15 der Anlage. Es ist 

dies der Antrag der Abgeordneten Biedefeld, Schuster, Dr. Rabenstein und anderer, 

SPD, betreffend "Verzicht auf die Sperre frei werdender Stellen beim Zentrum Bayern 

Familie und Soziales …" auf Drucksache 17/17552, der auf Wunsch der SPD-Fraktion 

gesondert beraten werden soll, sowie zum anderen die Nummern 40 und 42 der Liste. 

Es sind dies die Dringlichkeitsanträge der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 

der SPD-Fraktion betreffend "Rechtssicherheit bei der Erhebung der Erbschaftsteuer 

wiederherstellen" und "Sonderweg bei der Erbschaftsteuer beenden" auf den Drucksa-

chen 17/18251 und 17/18270. Auch diese beiden Anträge sollen gesondert beraten 

werden. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten 

der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, 

der FREIEN WÄHLER und der GRÜNEN. Gegenstimmen? – Keine. Stimmenthaltung-

en! – Auch keine. Nun frage ich die fraktionslosen Abgeordneten, ob und welchem 

Fraktionsvotum diese sich anschließen wollen. – Diese enthalten sich. Damit wird das 

protokollarisch so festgehalten. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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